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Vorwort 

Die fünfzehn  Jahre der Weimarer Republik gehören zu den bedeutenden 
Krisenepochen der deutschen Geschichte. Für die Beziehungen zwischen Staat und 
Kirche gilt dies in besonderem Maß. Deshalb ist diesem Zeitabschnitt im Rahmen 
der vorliegenden Dokumentation ein eigener Band gewidmet. Er stellt die span-
nungsvollen Entwicklungen, die mit der Novemberrevolution anheben, in einem 
dreifachen Durchgang dar. Der Teil A dokumentiert die für alle Religionsgemein-
schaften gültigen Grundentscheidungen und das die beiden großen Kirchen in 
gleicher Weise bestimmende Geschehen. Der Teil Β ist den besonderen Vorgängen 
in der katholischen Kirche, der Teil C entsprechend den bedeutenden Entwicklun-
gen in den evangelischen Kirchen zugewandt. 

Der Übergang von der konstitutionellen Monarchie zur Republik, der sich in der 
Novemberrevolution vollzog, verwandelte die rechtliche Stellung der Kirchen im 
und zum Staat tiefgreifend.  Die Grundlagen der Beziehungen zwischen beiden 
Gewalten wurden in der Form, die das 19. Jahrhundert ihnen gegeben hatte, in 
Frage gestellt. Das nun ausgerufene Programm der Trennung von Kirche und 
Staat, das zu den leitenden Verfassungsgrundsätzen  der sozialdemokratischen 
Parteien gehörte, konnte indessen in höchst gegensätzlichem Sinn verstanden 
werden. Es konnte in den Dienst der individuellen wie der korporativen Religions-
freiheit  treten; es konnte aber auch staatlichen Eingriffen  in das Selbstbestim-
mungsrecht der Kirchen zur Rechtfertigung oder zum Vor wand dienen. 

Beide Konzeptionen waren schon zu Beginn der Weimarer Zeit deutlich erkenn-
bar. Auf der einen Seite erhob der Rat der Volksbeauftragten in dem Aufruf  an das 
deutsche Volk vom 12. November 1918 (Dokument Nr. 1) das Recht der freien 
Religionsausübung zu einem seiner programmatischen Grundsätze. Au f der ande-
ren Seite verfocht der preußische Kultusminister Adolph Hoffmann ein Konzept 
der Trennung von Staat und Kirche, das, wenn es sich durchgesetzt hätte, ein 
schwerer Eingriff  in die korporative Religionsfreiheit,  damit aber auch in das 
religiöse Selbstbestimmungsrecht der einzelnen gewesen wäre. Eindrücklich tr i t t 
dieses Konzept in der bisher unveröffentlichten  Denkschrift  hervor, die Alfred 
Dieterich in Hoffmanns  Auftrag bereits im November 1918 ausgearbeitet hat 
(Dokument Nr. 5). Dieser Gegensatz innerhalb des revolutionären Lagers zeigte 
sich während der Weimarer Anfangszeit besonders kraß in den Auseinandersetzun-
gen um den kirchlichen Einfluß auf das Schulwesen, um die eigenständige 
Entwicklung des kirchlichen Finanzsystems und um die Modalitäten des Kirchen-
austritts. 

Mi t der Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung und ihren auch in der 
Bundesrepublik fortgeltenden staatskirchenrechtlichen Verfassungsbestimmun-
gen fand dieser Grundkonfl ikt  der Weimarer Anfänge eine Lösung, die einen 
großen Teil der im 19. Jahrhundert entwickelten Prinzipien aufnahm. So wie auch 
im 19. Jahrhundert in allem Streit zwischen Staat und Kirche sich schließlich das 
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Bemühen um einen befriedenden Ausgleich behauptet hatte, fand sich auch nun ein 
Ergebnis, dem die verschiedenen Seiten zuzustimmen vermochten. Auch wer darin 
einen inkonsequenten Kompromiß sieht und sich dafür auf die Formel von Ulr ich 
Stutz beruft,  das Weimarer Staatskirchenrecht habe eine "hinkende Trennung" von 
Kirche und Staat hervorgebracht, wi rd diesem Weimarer Kompromiß schon um 
seiner erstaunlichen Dauerhaftigkeit  wi l len seinen Respekt zollen müssen. Dar-
über hinaus werden die im vierten Band vereinigten Dokumente deutlich machen, 
daß es in den Weimarer Verfassungsentscheidungen, besonders in denen der frühen 
Zeit, exemplarisch gelungen ist, die wechselseitige Unabhängigkeit von Staat und 
Kirche mit der Anerkennung des Öffentlichkeitscharakters  der Kirchen dauerhaft 
zu verbinden. Dagegen ist es, wie die Vielzahl gescheiterter Anläufe zu einem 
Reichsschulgesetz zeigt, in der Weimarer Zeit nicht gelungen, dem neuen Verhält-
nis von Staat und Kirche auch im Schulbereich eine überzeugende Form zu geben. 

Die Verfassung der Republik veränderte die Möglichkeiten kirchlichen Einwir-
kens auf staatspolitische Konfliktlagen ebenso, wie sie die Rückwirkungen staats-
politischer Spannungen auf die Kirchen verstärkte. Nach der Natur der Sache 
waren beide Kirchen von vielen der großen politischen Streitfragen  der Epoche 
unmittelbar und in vergleichbarem Maß betroffen:  so vor allem von den Auseinan-
dersetzungen über die Beurteilung des Versailler Friedensvertrags, über die 
Einstellung zu der aus der Revolution hervorgegangenen republikanischen Staats-
form und über die geeigneten Maßnahmen zur Überwindung der wirtschaftlichen 
und sozialen Krisen. Gleichwohl ist unverkennbar, daß der Zusammenhalt des 
Protestantismus in der Weimarer Zeit weit stärkeren Belastungen durch politische 
Grundkonflikte ausgesetzt war, als dies für den Katholizismus galt. Nur im Hinblick 
auf die evangelischen Kirchen läßt sich sagen, daß es in der Weimarer Zeit zu einem 
tiefgreifenden  innerkirchlichen Konfl ikt "ethischer Konfessionen" gekommen sei. 
Darin setzte sich eine Entwicklung fort,  die in der Bi ldung innerkirchlicher 
Parteien bereits während des 19. Jahrhunderts angebahnt war. 

Vor allem aber wirkte sich — anders als im katholischen Bereich — die 
Novemberrevolution unmittelbar auf das innere Verfassungsrecht  der evangeli-
schen Kirchen aus. Das Ende des landesherrlichen Kirchenregiments nötigte die 
evangelischen Kirchen zu einem Neubau ihrer Verfassungen. Zwar konnten sie 
dabei an die überlieferte  Verbindung konsistorialer und synodaler Verfassungsele-
mente anknüpfen. Bei der Antwort auf die vordringliche Frage, in wessen Händen 
das Kirchenregiment künft ig liegen solle, wiesen die evangelischen Landeskirchen 
zunächst — wenn auch in unterschiedlicher Bestimmtheit — eine bischöfliche 
Lösung zurück. Um so schneller wandten sie sich allerdings dieser Lösung zu, als 
1933 auch die politischen Umstände dies nahelegten. 

Wie die staatliche Umwälzung von 1918 zur beschleunigten Neuformung des 
Staatsverfassungsrechts  nötigte, erzwang sie auch die umfassende Neukodifikation 
des evangelischen Kirchen Verfassungsrechts.  Erst seitdem verfügten die evangeli-
schen Landeskirchen über eigenständige, den Repräsentationen des Staats gleich-
wertige oberste Vertretungsorgane. Strittige Fragen im Verhältnis zwischen Staat 
und Kirche ließen sich hinfort  auf dem Weg der vertraglichen Verständigung 
beheben. Das Weimarer Staatskirchenrecht wurde in betontem Sinn zum Vertrags-
recht, und zwar auf der Basis einer paritätischen Rechtsposition der beiden großen 
Kirchensysteme. So setzte sich denn auch im Verlauf der Weimarer Jahre 
schließlich die Einsicht durch, daß die Konkordate des Staats mit der katholischen 
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Kirche und die Staats Verträge mit den evangelischen Kirchen juristisch in gleicher 
Weise als koordinationsrechtliche Verträge siti generis  zu verstehen seien. Noch 
wichtiger als die staatlich-kirchlichen Finanzverträge, die im wesentlichen die 
Zuweisung von Staatsleistungen an die Kirchen zum Gegenstand hatten, wurden 
die staatlich-kirchlichen Generalverträge, die eine Vielzahl von Verfassungs- und 
Verwaltungsfragen  zwischen Staat und Kirche regelten. Gerade auch in diesen 
vertragsrechtlichen Elementen hat das Staatskirchenrecht der Weimarer Zeit über 
die Jahre des NS-Regimes hinaus Bestand behalten. 

Die Beziehungen zwischen Staat und Kirche sind in Deutschland auch heute 
noch weitgehend von den Weimarer Grundentscheidungen bestimmt. Zu ihnen 
zählen insbesondere die Entscheidungen für die wechselseitige Unabhängigkeit 
von Kirche und Staat, für den Öffentlichkeitscharakter  der Kirchen sowie für ihre 
Selbständigkeit in der Verwaltung der eigenen Angelegenheiten, für die Garantie 
der kirchlichen Vermögensrechte und schließlich für die Möglichkeit der umfassen-
den Regelung gemeinsamer Angelegenheiten in konkordatsrechtlicher Form. 

Die Übergabe der politischen Macht in Deutschland an das totalitäre Regime 
wirkte zwar auch auf das staatlich-kirchliche Verhältnis tiefein. Für die Beziehun-
gen von Kirche und Staat läßt der Einschnitt des Jahres 1933 sich jedoch nicht 
einfach auf den 30. Januar 1933 datieren. Der Schnittpunkt liegt auch nicht bei dem 
5. März 1933, dem Tag der Reichstagswahl, oder bei dem 23. März 1933, dem Tag der 
Garantieerklärung für die Kirchen und der Annahme des Ermächtigungsgesetzes. 
Die Einordnung der beiden großen Konfessionskirchen in den Staat der „nationalen 
Revolution" kam vielmehr durch ein Doppelereignis zu einem vorläufigen Ab-
schluß: durch die Unterzeichnung und Ratifikation des Reichskonkordats auf der 
einen, durch die Vereinbarung und die reichsgesetzliche Bestätigung der Verfas-
sung der Deutschen Evangelischen Kirche auf der anderen Seite. Der vierte Band 
schließt deshalb nicht mit dem 30. Januar 1933 ab. Vielmehr endet der Teil über das 
katholische Kirchenwesen mit dem Kapitel über das Reichskonkordat, der Teil 
über das evangelische Kirchenwesen mit dem Kapitel über die Verfassung der 
Deutschen Evangelischen Kirche. 

Mit der Vorlage dieses Bandes kommt ein Vorhaben zum Ziel, dessen Durchfüh-
rung die beiden Herausgeber vor rund zwei Jahrzehnten begonnen haben. Sie sind 
dankbar dafür,  daß ihnen der gemeinsame Abschluß dieser Publikation vergönnt 
ist. Ihr Umfang und ihr Inhalt sind über die ursprüngliche Planung hinausgewach-
sen. An den editorischen Grundsätzen hat sich in der langen Zeit der Bearbeitung 
nichts geändert. Für sie darf  deshalb auf die Vorworte der früheren  Bände 
verwiesen werden. Sach-, Personen- und Ortsregister sowie ein chronologisches 
Verzeichnis der wiedergegebenen Dokumente sollen so bald wie möglich in einem 
Registerband nachfolgen. 

Im Rückblick auf die Arbeit im Ganzen wie besonders am vierten Band haben die 
Herausgeber einer Vielzahl von Personen und Institutionen zu danken. Zahlreiche 
Archive und Bibliotheken haben die Arbeit gefördert.  Insbesondere hat das 
Evangelische Zentralarchiv in Berl in durch seinen Leiter Dr. Hartmut Sander die 
Edition mit einer großen Zahl von Auskünften und Dokumenten selbstlos unter-
stützt. Dr. Jonathan Wright in Oxford hat sich großzügig bereit erklärt, sein Recht 
zur Veröffentlichung  der Denkschrift  von Alfred Dieterich (Nr. 5) im Rahmen dieses 
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Bandes wahrzunehmen. Der Hauptteil der Ermit t lung und Ordnung des dokumen-
tarischen Materials lag bei dem jüngeren Herausgeber, von dem auch in diesem 
Band die Entwürfe für die Einführungen zu den Textgruppen und den Anmer-
kungsapparat stammen. Dabei fand er vielfältige Unterstützung bei seinen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in Marburg und Heidelberg. An diesen Arbeiten 
waren zu unterschiedlichen Zeiten Gemot Gerlach, Wolfgang Heger, Norbert 
Manterfeld, Ralph Möllers, Alfred Roos und Rupprecht Stiefel beteiligt. Ute 
Wolfsdorf  hat die langwierige Aufgabe der Texterfassung übernommen; Anna Frese 
und Wolfgang Heger haben die Hauptlast der Korrektur arbeiten getragen. Die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft  hat die Arbeiten an diesem Band und an den 
Registern durch eine namhafte Sachbeihilfe entscheidend gefördert.  Auch für 
diesen Band stand eine Druckkostenbeihilfe der Geschwister Boehringer Ingel-
heim Stiftung für Geisteswissenschaften und anderer Stiftungen zur Verfügung. 
Der Verlag Duncker & Humblot hat sich des Gesamtwerks mit Umsicht und 
Sorgfalt  angenommen. 

Al len Genannten gilt der aufrichtige und herzliche Dank der Herausgeber. 
Besonders aber danken sie Tula Huber-Simons und Kara Huber-Kaldrack, die 
dieses Vorhaben von Beginn an durch ihre Ermutigung und Hilfe begleitet haben. 

Freiburg und Heidelberg, im Oktober 1987 

E. R. H. W. H. 

Vermerk zur Zitierweise 

Die Abkürzung „Staat und Kirche" bezieht sich auf die anderen Bände dieses 
Quellen werks. 

Die Abkürzung „Verfassungsgeschichte" verweist auf: E. R. Huber,  Deutsche 
Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. I — VII , Stuttgart 1957ff. 

Die Abkürzung „Dokumente" bezeichnet: E. R. Huber,  Dokumente zur deut-
schen Verfassungsgeschichte, Bd. 1 — 3, Stuttgart 196Iff. 
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Teil A 

Allgemeines Staatskirchenrecht 
in der Weimarer Zeit 

Erstes  Kapitel 

Die Folgen des Staatsumsturzes 
für die Stellung der Kirchen 

I. Die Gewährleistung der Religionsfreiheit 

Die Anerkennung  der  Religionsfreiheit  gehört  zu den tragenden  Prinzipien,  die 
die  Entwicklung  des Verhältnisses  zwischen  Staat  und Kirche  in Deutschland 
während  des 19. Jahrhunderts  geprägt  haben. Die Eigenständigkeit  der  Kirchen  in 
der  Verwaltung  ihrer  eigenen Angelegenheiten  bildete  eine wichtige  Folgerung  aus 
dem Grundrecht  der  Religionsfreiheit.  Aus ihm wurde  jedoch  nicht  die  Notwendig-
keit  einer  Trennung  von Staat  und Kirche  abgeleitet;  vielmehr  wurde,  wenn auch 
nun unter  der  Voraussetzung  konfessioneller  Parität,  die  Verbindung  zwischen 
Staat  und Kirche  im 19. und beginnenden  20. Jahrhundert  festgehalten  und 
weiterentwickelt. 

Zu den weitreichenden  verfassungspolitischen  Problemen,  die  mit  dem Novem-
berumsturz  von 1918 aufgeworfen  waren,  zählte  insbesondere  die  Frage,  ob das 
überlieferte  System  des Verhältnisses  von Staat  und Kirche  fortgesetzt  werde.  Der 
Aufruf  des Rats der  Volksbeauftragten  vom 12. November  1918, der  den weiteren 
Weg  der  Reichspolitik  vorzeichnen  sollte,  beschränkte  sich  in dieser  Frage  auf  die 
Gewährleistung  der  freien  Religionsausübung  und das Verbot  jeden  Zwangs  zu 
religiösen  Handlungen  (Nr.  1). Damit  waren  die  positive  wie  die  negative  Religions-
freiheit  im Grundsatz  anerkannt.  Welche  institutionellen  Konsequenzen  aus dieser 
Garantie  der  Religionsfreiheit  zu ziehen seien, ließ  der  Rat  der  Volksbeauftragten 
offen.  Damit  respektierte  er  implizit  die  Zuständigkeit  der  Länder  auf  diesem 
Gebiet;  er  erwies  zum anderen  seine Rücksichtnahme  auf  den Heiligen  Stuhl,  auf 
dessen Unterstützung  in der  Friedensfrage  die  neue Reichsleitung  hoffte l. 

1 Vgl. Verfassungsgeschichte, Bd. V, S. 737f., 872f. 

1 Huber 



2 1. Kap.: Die Folgen des Staatsumsturzes 

Nr. 1. Au f ru f  des Rats der Volksbeauftragten an das deutsche Volk 
vom 12. November 1918 

(Reichs-Gesetzblatt, 1918, S. 1303) 

An das deutsche  Volk! 

Die aus der Revolution hervorgegangene Regierung, deren politische Leitung 
rein sozialistisch ist, setzt sich die Aufgabe, das sozialistische Programm zu 
verwirklichen. Sie verkündet schon jetzt mit Gesetzeskraft  folgendes: 

1. Der Belagerungszustand wird aufgehoben 2. 

2. Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch 
nicht für Beamte und Staatsarbeiter. 

3. Eine Zensur findet nicht statt. Die Theaterzensur wird aufgehoben. 

4. Meinungsäußerung in Wort und Schrift  ist frei. 

5. Die Freiheit der Religionsausübung wird gewährleistet. Niemand darf  zu einer 
religiösen Handlung gezwungen werden. 

6. Für alle politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher 
Straftaten anhängigen Verfahren  werden niedergeschlagen. 

7. Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wi rd aufgehoben, mit 
Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden Bestim-
mungen. 

8. Die Gesindeordnungen werden außer Kraft  gesetzt, ebenso die Ausnahmege-
setze gegen die Landarbeiter. 

9. Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen Arbeiterschutzbestimmungen 
werden hiermit wieder in Kraft  gesetzt. 

Weitere sozialpolitische Verordnungen werden binnen kurzem veröffentlicht 
werden. Spätestens am 1. Januar 1919 wird der achtstündige Maximalarbeitstag in 
Kraft  treten. Die Regierung wird alles tun, um für ausreichende Arbeitsgelegenheit 
zu sorgen. Eine Verordnung über die Unterstützung von Erwerbslosen ist fertigge-
stellt. Sie verteilt die Lasten auf Reich, Staat und Gemeinde. 

Auf dem Gebiete der Krankenversicherung wird die Versicherungspflicht  über 
die bisherige Grenze von 2500 Mark ausgedehnt werden. 

Die Wohnungsnot wi rd durch Bereitstellung von Wohnungen bekämpft werden. 

Au f die Sicherung einer geregelten Volksernährung wird hingearbeitet werden. 

Die Regierung wi rd die geordnete Produktion aufrechterhalten,  das Eigentum 
gegen Eingriffe  Privater sowie die Freiheit und Sicherheit der Person schützen. 

Al le Wahlen zu öffentlichen  Körperschaften  sind fortan nach dem gleichen, 
geheimen, direkten, allgemeinen Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsy-

2 Damit war die Kaiserl. Verordnung über die Verhängung des Kriegszustands 
vom 31. Jul i 1914 (Dokumente, Bd. 2, Nr. 305) aufgehoben; zum Problem der 
Aufhebung der bayerischen Verordnung über die Verhängung des Kriegszustands 
vom gleichen Tag (ebenda Nr. 306) vgl. Dokumente, Bd. 3, S. 6, Anm. 1. 
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stems für alle mindestens 20 Jahre alten männlichen und weiblichen Personen zu 
vollziehen. 

Auch für die Konstituierende Versammlung, über die nähere Bestimmung noch 
erfolgen wird, gilt dieses Wahlrecht3. 

I I . Die Trennung von Staat und Kirche 

Während  der  Aufruf  des Rats der  Volksbeauftragten  vom 12. November  1918 
(oben  Nr.  1) durch  kirchenpolitische  Zurückhaltung  bestimmt  war,  brachten  die  in 
den deutschen  Einzelstaaten  an die  Macht  gekommenen neuen Regierungen  in ihren 
ersten  Erklärungen  zum Teil  unverhüllt  zum Ausdruck,  daß sie die  „Trennung  von 
Staat  und Kirche"  herbeiführen  wollten.  Damit  nahmen sie eine Formel  auf,  die  auf 
die  Zeit  der  Aufklärung  zurückging  und in die  liberale  wie  die  sozialistische 
Programmatik  des 19. Jahrhunderts  Aufnahme  gefunden  hatte 1. Die in sich 
mehrdeutige  Trennungsformel  wurde  in den ersten  Erklärungen  nach der  Novem-
berrevolution  in dem Sinn verwandt,  daß alle  institutionellen  Verbindungen 
zwischen  Staat  und Kirche  gelöst  und die  Kirchen  — gemäß dem Satz  des Erfurter 
Programms  der  SPD, daß Religion  Privatsache  sei2 — in ihrer  Wirksamkeit  auf  den 
Bereich  des „Privaten"  begrenzt  werden  sollten.  Die Schule  galt  als der  Bereich,  in 
dem vor  allen  anderen  dem Einfluß  der  Kirchen  ein Ende  gesetzt  werden  müsse. Die 
französische  Trennungsgesetzgebung  von 1904/05  diente  diesen  Überlegungen 
häufig  als Vorbild 3. 

Besonders  nachdrücklich  wurde  die  Trennungsforderung  von der  neuen preußi-
schen Regierung  erhoben.  Sie war  in den ersten  Wochen  nach der  Novemberrevolu-
tion  paritätisch  mit  Vertretern  der  SPD und der  USPD besetzt;  demgemäß erhielt  das 
Kultusministerium  in Adolph  Hoffmann  (USPD) 4 und Konrad  Haenisch  (SPD) 5 

3 Vgl. die Verordnung über die Wahlen zur verfassunggebenden deutschen 
Nationalversammlung vom 30. November 1918 (Dokumente, Bd. 3, Nr. 42). 

1 Vgl. W.  Huber,  Kirche und Öffentlichkeit  (1973), S. 31ff.,  522ff. 
2 Erfurter  Programm vom 21. Oktober 1891 (Text: W.Treue,  Deutsche Parteipro-

gramme seit 1861, 4. Aufl. 1968, S. 86 f.); ebenso schon das Gothaer Programm vom 
Mai 1875 (Text: ebenda S. 76ff.). 

3 Dazu zusammenfassend: A. v.  Campenhausen, Staat und Kirche in Frankreich 
(1962). 

4 Adolph  Hoffmann  (1858-1930), Graveur und Vergolder; seit 1880 Redakteur an 
sozialdemokratischen Zeitungen; seit 1903 Inhaber eines Sozialdemokratischen 
Verlags in Berlin. Seit 1900 Stadtverordneter, 1902-06 MdR; 1908-18 MdprAH. Einer 
der führenden Sprecher der Freidenker- und Kirchenaustrittsbewegung; seine 
Schrift  „Die zehn Gebote und die besitzenden Klassen" (1891) trug ihm den Namen 
„Zehn-Gebote-Hoffmann"  ein. Während des Ersten Weltkriegs USPD. Vom 12. 
November 1918 bis zum 3. Januar 1919 preuß. Kultusminister. 1920-24 erneut MdR 
(seit 1920 KPD, seit 1922 wieder SPD); 1928-30 MdprLT. 

5 Konrad  Haenisch  (1876-1925), zunächst Buchhändler, studierte dann Geschich-
te und Nationalökonomie; Redakteur sozialdemokratischer Zeitungen; seit 1911 
Leiter der Flugblattzentrale beim Parteivorstand in Berlin. Bis zum Ausbruch des 
Ersten Weltkriegs auf dem l inken Flügel der Partei; dann führender  Mehrheitsso-
zialist (Schriftleiter  der „Glocke"). November 1918-März 1921 preuß. Kultusmini-
ster; 1923-25 Regierungspräsident in Wiesbaden. 
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